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Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR)

Was sind Menschenrechte?

1. Dies sind jene subjektiven Rechte die es dem Menschen ermöglichen, ihr Leben entsprechend den Grundsätzen von Freiheit, Gleichheit und Menschenwürde zu gestalten.

2. Die Summe von bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und kollektiven Rechten, die in internationalen und regionalen Menschenrechtsinstrumenten sowie in den Verfassungen der Staaten festgeschrieben sind.

3. Das einzige Wertesystem, das mit Recht Anspruch auf universelle Geltung stellen kann.

Menschenrechtsinstrumente der UN
Die universelle Achtung der Menschenrechte als legitimes Anliegen der internationalen Völkergemeinschaft wird erstmals in der Charta der Vereinten Nationen von 1945 anerkannt, in welcher im Artikel 1 Absatz 3 die Förderung und Festigung der »Menschenrechte und Grundfreiheiten« für alle Menschen »ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion«, als eines der Hauptziele der UN, angegeben ist.
Kapitel 1. Ziele und Grundsätze

Artikel 1: “Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele:

3. eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen;”

Der Durchbruch bei der Setzung von internationalen Menschenrechtsstandards gelang jedoch mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, welche am 10.12.1948, von der in Paris tagenden UN-Generalversammlung, verabschiedet wurde. 
Die von der Kommission für Menschenrechte ausgearbeitete und verkündete Allgemeine Erklärung der Menschenrechte umfasst sowohl bürgerliche und politische als auch wirtschaftliche und soziale Rechte und besteht aus einer Präambel und 30 Artikeln die einen Katalog von Freiheits-, politischen und sozialen Rechten (sog. Grundrechte) darstellen.

So zum Beispiel Garantien zum Schutz der menschlichen Person (u.a. Recht auf Leben, Sklavereiverbot, Verbot der Folter, Verbot willkürlicher Festnahme und Haft), Verfahrensrechte (Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf, Verteidigungsrechte im Strafverfahren etc.), bürgerliche Freiheitsrechte wie die Meinungs- oder Religionsfreiheit, Eigentumsgarantie, Ehefreiheit sowie wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (inkl. Recht auf soziale Sicherheit, Recht auf Arbeit, Recht auf Nahrung und Gesundheit, Recht auf Bildung und Recht auf Teilhabe am kulturellen Leben der Gemeinschaft). Diese Rechte gelten für alle Menschen, ungeachtet ihrer Rasse, ihres Geschlechts oder ihrer Nationalität. 
Artikel 1 formuliert dies treffend mit: „Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen.“

Die AEMR wurde jedoch nicht als juristisch verbindliches Dokument sondern nur als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal verabschiedet. Daher enthält die AEMR nur programmatische Grundsätze, ohne ein Instrumentarium zur Durchsetzung der Menschenrechte zu geben.
Am 19.12.1966 wurde die AEMR durch zwei juristisch verbindliche Folgedokumente erweitert:
· Den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (ICESCR - International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights) und

· den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (ICCPR - International Covenant on Civil and Political Rights) mit dem dazugehörigen Ersten Fakultativprotokoll über die Beschwerdemöglichkeit für Einzelpersonen erweitert. 

Der ICESCR  enthält unter anderem das Recht auf Arbeit und auf gerechte und günstige Arbeitsbedingungen, das Recht auf soziale Sicherheit, Gesundheit, Bildung und den Schutz von Familien sowie das Diskriminierungsverbot.
Der ICCPR garantiert eine Vielfalt von Rechten wie das Recht auf Leben, das Verbot der Folter, Glaubens- und Meinungsfreiheit, Gleichheit vor dem Gesetz  und den Minderheitenschutz. 

Die Zweiteilung war die Folge unterschiedlicher Auffassungen zwischen West und Ost über den Vorrang von Individualrechten oder sozialen Rechten. Da der ICESCR zuerst verabschiedet wurde, kann man  dies als Hinweis für die Bevorzugung von wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten ansehen.

Beide Pakte sind für die Vertragsstaaten rechtsverbindlich soweit sie die betreffenden Übereinkommen ratifiziert und nicht mit einem Vorbehalt belegt haben.
Solch eine Vorbehaltsklausel erlaubt eine gewisse Einschränkung der Menschenrechte, wenn dies für die nationale Sicherheit, öffentliche Ordnung, Gesundheit oder Moral bzw. die Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist, jedoch müssen diese Einschränkungen im Gesetz enthalten sein.

Nicht eingeschränkt werden dürfen Artikel wie das Recht auf Leben, das Verbot der Folter und Sklaverei, das Rückwirkungsverbot bei kriminellen Übergriffen oder das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit (Art. 4 (2) ICCPR).

Neben der AEMR und den beiden Pakten ICESCR und ICCPR wurden bis heute über 20 weitere Einzelbestimmungen von der UN-Generalversammlung verabschiedet, wie z.B.:

· Die Konvention über die Prävention und Bestrafung des Verbrechens des Völkermordes (1948)

· die Internationale Konvention über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung (1965),
· die Konvention über die Beseitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau (1979),
· die Konvention gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (1984),

· die Konvention über das Recht auf Entwicklung (1986),

· die Konvention über die Rechte des Kindes (1989),

· die Konvention über die Rechte von Personen, die zu nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten gehören usw.

Am 15. 12. 1989 verabschiedete die UN-Generalversammlung das Zweite Fakultativprotokoll über die Abschaffung der Todesstrafe.

Österreich ist den beiden Pakten (ICESCR & ICCPR), dem Fakultativprotokoll zum  ICCPR (in der Österreich die Individualbeschwerde vor dem Menschenrechtsausschuss der UN anerkennt),  der Internationalen Konvention über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, der Konvention über die Beseitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau, der Folterkonvention sowie der Konvention über die Prävention und Bestrafung des Verbrechens des Völkermordes beigetreten. Jedoch hat Österreich zu den oben genannten Konventionen Vorbehalte und deklarative Erklärungen abgegeben. 

Der Verfassungsrang dieser UN-Instrumente ist in der österreichischen Rechtsordnung unterschiedlich behandelt worden. Außer der Völkermordkonvention wurde kein menschenrechtliches UN-Instrument vollständig in den Verfassungsrang gehoben. 
Durchsetzung internationaler Menschenrechtsstandards:

Grundsätzlich müssen Menschenrechte zunächst auf nationaler Ebene durchgesetzt werden.

Das heißt, die einzelnen Staaten haben die Pflicht, Menschenrechte zu achten, zu schützen und zu verwirklichen. 
Woraus sich drei Pflichten ergeben:
· Unterlassungspflicht -> die Staaten haben Eingriffe in die garantierten Rechte zu unterlassen

· Schutzpflichten -> die Staaten sind verpflichtet, Privaten gegen Verletzungen ihrer Menschenrechte durch andere Schutz zu gewähren

· Leistungspflichten -> Leistungspflichten ergeben sich vorwiegend aus den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechten und schreiben Maßnahmen vor, dass die jeweiligen Rechte verwirklicht werden. 
Um sicherzustellen, dass der Staat auch seinen Verpflichtungen im Bezug auf die Einhaltung der Menschenrechte nachkommt wurden verschiedene Durchsetzungsverfahren geschaffen:
1. vertraglichen Durchsetzungsverfahren, d.h. in internationalen Menschenrechtsverträgen vorgesehenen Mechanismen zur Durchsetzung von Menschenrechten,

2. außervertragliche Durchsetzungsverfahren, d.h. durch internationale Organe in der Praxis entwickelte, nicht auf vertragliche Bestimmungen abgestützte Mechanismen zur Durchsetzung von Menschenrechten,

3. die mittelbare Durchsetzung durch Statuierung einer individuellen strafrechtlichen Verantwortlichkeit
ad 1) Vertragliche Durchsetzungsverfahren sind:
· Das Berichtsverfahren -> Sieht eine Pflicht der Vertragsstaaten vor, einem Vertragsorgan periodisch über Fortschritt sowie Probleme bei der Verwirklichung der im jeweiligen Vertrag statuierten Verpflichtungen zu berichten.
· das Individualbeschwerdeverfahren -> Sieht die Möglichkeit einer Individualbeschwerden an ein internationales Organ vor.
· das Staatenbeschwerdeverfahren -> Erlaubt einem Staat, beim zuständigen Vertragsorgan Beschwerde wegen Verletzung von Menschenrechten gegen einen anderen Vertragsstaat einzureichen.
· und die Präventionsmechanismen ->  Menschenrechtsverletzungen sollen durch präventive Maßnahmen begrenzt werden z.B. durch Strukturmaßnahmen nationaler Institutionen.
ad 2) Unter außervertraglichen Durchsetzungsverfahren versteht man:
· Das Verfahren 1503 -> Dieses Verfahren ist ein vertrauliches, nicht gerichtsförmiges, rein diplomatisches Verfahren, welches es ermöglicht Petitionen an das Büro des UN- Hochkommissars/ Hochkommissarin zu schicken welche dann auch an die Menschenrechtskommission weitergeleitet werden kann. Als Maßnahme kann die Kommission ein Land unter Beobachtung halten und mit seinen Vertretern vertrauliche Verhandlungen führen oder den Fall der Menschenrechtsverletzung in das öffentliche Verfahren überführen.
· Das Verfahren 1235 -> Mittels diesem Verfahren soll die desolate Menschenrechtssituation in einem konkreten Staat durch Appelle an die Weltöffentlichkeit und durch politischen Druck verbessert werden. In diesem Verfahren wird durch die Einsetzung von Sonderberichterstattern/ Sonderberichterstatterinnen, Berichterstatter/ Berichterstatterinnen sowie Arbeitsgruppen für spezielle Themen die Menschenrechtssituation in Staaten mit besonders gravierenden Menschenrechtsverletzungen untersucht und die verfassten Berichte dem Wirtschafts- und Sozialrat sowie der UN-Generalversammlung vorgelegt welche weitere Schritte unternehmen. Die Berichte sind öffentlich zugänglich und dienen als Grundlage für Resolutionen der Menschenrechtskommission oder der Generalversammlung der UNO.

An dieser Stelle ist auch die Bedeutung der NGO´s und unabhängiger Medien hervorzuheben, die mittels öffentlicher Mobilisierung und Berichterstattung breite Aufmerksamkeit und oftmals auch massiven politischen Druck erzeugen können.

Bei besonders schweren Menschenrechtsverletzungen, die den Weltfrieden und die internationale Sicherheit gefährden, kann sogar der Sicherheitsrat intervenieren und bindende Maßnahmen beschließen wie dies in Somalia und im ehemaligen Jugoslawien der Fall wahr. 

ad 3) Die mittelbare Durchsetzung durch Statuierung einer individuellen strafrechtlichen Verantwortlichkeit beinhaltet:
· Die Vertragliche Statuierung einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit -> Verschiedene Verträge sehen vor, dass die Staaten in ihrem internen Recht gegen jene, die für Menschenrechtsverletzungen verantwortlich sind, strafrechtlich vorgehen müssen.
· die Strafrechtliche Verantwortlichkeit vor Internationalen Tribunalen -> wie die Straftribunale für das frühere Jugoslawien und für Ruanda, die für die strafrechtliche

Verfolgung von Personen, welche für schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht verantwortlich gemacht werden können, zuständig sind. 
Die Zuständigkeit der nationalen Gerichte zur Beurteilung solcher Kriegsverbrechen wird aber nicht von vornherein auf die internationalen Tribunale übertragen jedoch 
kann das Tribunal einen Fall an sich ziehen und den Staat zur Zusammenarbeit verpflichten.

· und die Verantwortlichkeit  vor dem Internationaler Strafgerichtshof (IStGH) -> auch der IStGH in Den Haag ersetzt nicht die nationale Strafgerichtsbarkeit der Staaten sondern ergänzt die innerstaatliche Gerichtsbarkeit, deren Vorrang im Statut verankert ist. Das Statut ist ein völkerrechtlicher Vertrag welcher in 13 Teile und 128 Artikel unterteilt ist, und die einzelnen Verbrechen definiert, sowie die Zuständigkeit, die Errichtung, den Aufbau und die Finanzierung des Gerichtshofs sowie die allgemeinen Strafrechtsprinzipien, die Strafen, das Strafverfahren, die Strafvollstreckung und die strafrechtliche Zusammenarbeit regelt. 
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